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Sehr geehrte Damen und Herren,

der Deutsche Bundestag hat an diesem Mittwoch in

erster und an diesem Freitag in zweiter und dritter

Lesung über die Stabilisierung des Euro beraten

und mehrheitlich das „Gesetz zur Übernahme von

Gewährleistungen im Rahmen eines europäischen

Stabilisierungsmechanismus“ beschlossen. Den

Beratungen war eine Regierungserklärung der

Bundeskanzlerin Angela Merkel vorangegangen, in

der sie eindringlich für das milliardenschwere Ret-

tungspaket für den Euro warb. „Langfristige Stabili-

tät ist ohne gesunde Staatsfinanzen undenkbar. So

einfach ist das", sagte Merkel. Auch Deutschland

habe über seine Verhältnisse gelebt und in den

letzten 40 Jahren mehr Schulden gemacht als gut

gewesen sei. Sie sprach sich für eine umfassende

Reform des Stabilitäts- und Wachstumspaktes aus

und nannte die im Jahr 2004 von der rot-grünen

Bundesregierung betriebene Lockerung des Euro-

Stabilitätspaktes einen "großen Fehler". In der sich

anschließenden Debatte appellierte der Vorsitzen-

de der CDU/CSU-Bundestagsfraktion an die SPD,

Verantwortung für die Stabilität des Euro zu über-

nehmen. Der Euro sei nicht der Euro der Regie-

rungskoalition, sondern die Währung unseres Lan-

des, sagte Kauder. Der Bundestag müsse gemein-

sam die Herausforderungen annehmen, da es hier

um eine nationale Verantwortung und nicht um par-

teipolitische Interessen gehe. Eine wirkliche Alter-

native zu den Gesetzentwürfen der Koalition für die

in Rede stehenden Garantien sah Kauder nicht.

"Wir sind felsenfest überzeugt, dass jede Alternati-

ve eine schlechtere Lösung wäre", sagte der Frak-

tionsvorsitzende. So sehen die von den Koalitions-

fraktionen beschlossenen Maßnahmen zur Euro-

stabilisierung konkret aus: Künftig wird es möglich

sein, Euro-Staaten finanziellen Beistand zu gewäh-

ren, wenn diese durch außergewöhnliche Ereignis-

se ernstlich von der Zahlungsunfähigkeit bedroht

sind. In dieser Absicht soll die Europäische Union

Finanzmittel im Volumen von bis zu 60 Milliarden

Euro bereitstellen und eine Stabilitätsgemeinschaft

entstehen, die zur Abwendung der Zahlungsunfä-

higkeit Kredite im Umfang von bis zu 440 Milliarden

Euro gewähren kann. Diese Kredite der Stabilitäts-

gemeinschaft werden durch die teilnehmenden Eu-

ro-Staaten garantiert. Auf Deutschland entfällt da-

mit ein maximaler Bürgschaftsbeitrag von 147,6

Milliarden Euro: Eine Garantiesumme von 123 Mil-

liarden Euro, die im äußersten Notfall durch den

Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages

um bis zu 20 % oder 24,6 Milliarden Euro weiter

erhöht werden kann. Voraussetzung für die Über-

nahme der Gewährleistung ist sowohl ein einstim-

miger Beschluss aller Euro-Staaten als auch ein

umfassendes Konsolidierungsprogramm, das der

betroffene Staat zuvor mit dem Internationalen

Währungsfonds und der Europäischen Kommission

unter Mitwirkung der Europäischen Zentralbank

vereinbart haben muss. Darüber hinaus wird sich

auch der Internationale Währungsfonds mit 220

Milliarden Euro am Rettungsschirm für den Euro

beteiligen. Als zwingende Konsequenz aus der Kri-

se wird die Koalition den unter Rot-Grün ausge-

höhlten und geschwächten Stabilitäts- und Wach-

stumspakt wieder stärken. Die Europäische Kom-

mission hat hierzu in der vergangenen Woche Vor-

schläge unterbreitet, die in die richtige Richtung

führen. Zudem wird die Bundesregierung durch die

Koalitionsfraktionen aufgefordert, Banken und An-

lagefonds dauerhaft an den Kosten von Krisen zu

beteiligen, die durch sie mit verursacht wurden, in-

dem sich die Bundesregierung über die Bankenab-

gabe hinaus auf europäischer und globaler Ebene

für eine wirksame Finanzmarktsteuer – das heißt:

Finanztransaktionssteuer oder Finanzaktivitäts-

steuer – einzusetzen und so schnell als möglich

auch zu nationalen Maßnahmen zu kommen. Dazu

gehört beispielsweise das Verbot von ungedeckten

Leerverkäufen, wie es in dieser Woche schon

durch die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungs-

aufsicht verhängt wurde. Abschließend möchte ich

betonen, dass mir die Zustimmung zu diesem Ge-

setz sehr schwer gefallen ist und ich lange die Ar-

gumente dafür und dagegen abgewogen habe.

Schlussendlich geht es aber darum, dass neues

Vertrauen in den Finanzmarkt und in unsere ge-

meinsame Währung aufgebaut wird und sich die

Märkte beruhigen können. Ich begrüße es aber

ausdrücklich, dass harte Maßnahmen zur Regulie-

rung der Finanzmärkte getroffen wurden. Diese
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Abstimmung war mit Sicherheit eine der schwers-

ten in der Geschichte des Parlaments.

Gesprächskreis mit Minister Röttgen

In seiner Funktion als Vorsitzender des Energie-

koordinationskreises hat Thomas Bareiß diese Wo-

che zu einem Treffen mit dem Bundesumweltminis-

ter Dr. Norbert Röttgen MdB eingeladen. Dort wur-

de intensiv über das kommende Energiekonzept

der Bundesregierung diskutiert, das den Weg für

eine saubere, zuverlässige und bezahlbare Ener-

gieversorgung weisen soll. Dabei forderte Thomas

Bareiß, dass es in den nächsten Wochen eine

schnelle Entscheidung bezüglich der Laufzeitver-

längerung von Kernkraftwerken geben soll.

Neuer Wehrbeauftragter vereidigt

An diesem Donnerstag hat Bundestagspräsident

Prof. Dr. Norbert Lammert den neuen Wehrbeauft-

ragten des Deutschen Bundestages, Hellmut Kö-

nigshaus, vereidigt. Der bisherige FDP-

Bundestagsabgeordnete aus Berlin war am 25.

März vom Bundestag als Nachfolger von Reinhold

Robbe für fünf Jahre in dieses Amt gewählt wor-

den. Königshaus erhielt 375 von 579 abgegebenen

Stimmen bei 163 Gegenstimmen und 41 Enthal-

tungen. Lammert gratulierte Königshaus und sagte,

er freue sich auf die vertrauensvolle Zusammenar-

beit mit dem Bundestag im Interesse der Soldatin-

nen und Soldaten. Hintergrund: Der Wehrbeauft-

ragte des Deutschen Bundestages ist Anwalt der

Soldatinnen und Soldaten und zugleich ein wichti-

ges Hilfsorgan des Parlaments bei der Kontrolle

der Streitkräfte: Er nimmt eine ganz besondere

Stellung innerhalb des parlamentarischen Systems

ein. Dabei ist er weder Mitglied des Bundestages

noch Beamter. Tätig wird er auf Weisung des Bun-

destages oder des Verteidigungsausschusses. Der

Wehrbeauftragte kann aber auch aus eigener Initia-

tive heraus aktiv werden, wenn er Hinweise auf die

Verletzung von Grundrechten von Soldaten oder

von Grundsätzen der Inneren Führung erhält. Jede

Soldatin und jeder Soldat hat die Möglichkeit, sich

direkt an den Wehrbeauftragten zu wenden. Der

Wehrbeauftragte ist somit auch der Ombudsmann

der Streitkräfte. Mindestens einmal im Jahr berich-

tet der Wehrbeauftragte dem Bundestag über das

Ergebnis seiner Tätigkeit. Der Jahresbericht wird

im Parlament beraten.

Berufsbildungsbericht 2010 vorgelegt

Mit dem Berufsbildungsbericht 2010 unterrichtete

die Bundesregierung in dieser Woche über die La-

ge auf dem Ausbildungsstellenmarkt, die trotz der

wirtschaftlichen Rahmenbedingungen vergleich-

sweise stabil geblieben ist, da auch die Zahl der

ausbildungsinteressierten jungen Menschen demo-

grafiebedingt deutlich gesunken ist. Zum zweiten

Mal in Folge registrierte die Bundesagentur für Ar-

beit weniger unversorgte Bewerber/Bewerberinnen

als unbesetzte Ausbildungsplätze. Andererseits

gestaltet sich der Einstieg in Ausbildung für eine

nicht zu unterschätzende Zahl von Jugendlichen

weiterhin schwierig. Auf diese Zielgruppe muss

künftig verstärkt die Aufmerksamkeit gerichtet wer-

den, auch um den Fachkräftenachwuchs für

Deutschland zu sichern. Mit dem Antrag der Frak-

tionen der CDU/CSU und FDP „Qualitätsoffensive

in der Berufsausbildung“ wird die Bundesregierung

aufgefordert, die Verzahnung der Übergänge von

Schule und Ausbildung gemeinsam mit Ländern

und Sozialpartnern zu verbessern. In diesem Zu-

sammenhang bleibt es, trotz schwieriger Rahmen-

bedingungen, das Ziel der Union, bis zum Jahr

2015 die Ausgaben für Bildung und Forschung auf

ein Niveau von 10 Prozent des Bruttoinlandspro-

dukts zu steigern.

Fahren mit 17 dauerhaft ermöglichen

Die Einführung des Modellversuchs "Begleitetes

Fahren mit 17" hat zu einer Veränderung des Sys-

tems der Fahranfängervorbereitung geführt. Neben

der Fahrschulausbildung gibt es die Möglichkeit der

fahrpraktischen Einübung mit Begleitung durch ei-

nen fahrerfahrenen Beifahrer. Die Evaluierung des

Modellprojekts hat gezeigt, dass ein deutlicher Ge-

winn für die Verkehrssicherheit erzielt werden

kann. Aus diesem Grund wird die Bundesregierung
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mit einem Antrag der Fraktionen der CDU/CSU und

FDP aufgefordert, das Straßenverkehrsgesetz und

die Verordnung über die Zulassung von Personen

im Straßenverkehr zu ändern, um den Anwen-

dungsbereich des "Begleiteten Fahrens mit 17"

dauerhaft gesetzlich zu verankern.

Herzliche Grüße

Ihr

Kurz notiert ! kurz notiert ! kurz notiert !

Termine (Auswahl)

Freitag, 21. Mai

19:00 Uhr Kreisparteitag der CDU-Zollernalb

mit Ministerpräsident a. D. Erwin

Teufel, Balingen

Dienstag, 25. Mai

10:30 Uhr „Tafelhilfsaktion 2010“ der Jungen

Union im Tafelladen Sigmaringen

13:00 Uhr Besichtigung der Wasserkraftanlage

der Firma Andritz Hydro, Ravens-

burg

Mittwoch, 26. Mai

10:30 Uhr Informationsgespräch mit Vertretern

der EnBW Regional AG, Stuttgart

19:00 Uhr Rede zu aktuellen politischen The-

men bei der CDU Albstadt

Montag, 31. Mai

19:30 Uhr Hauptversammlung der CDU-

Straßberg

07. – 11. Juni

Sitzungswoche im Deutschen Bundestag

BOGY-Praktikantin Anna Maria Unger im Berli-

ner Abgeordnetenbüro von Thomas Bareiß MdB

Anna Maria

Unger aus

Stetten a.k.M.

war diese Wo-

che Prakti-

kantin im Be-

rliner Bundes-

tagsbüro von

Thomas Ba-

reiß. Die Schülerin der 11. Klasse des Hohenzol-

lerngymnasiums nahm an der Sitzung der AG Wirt-

schaft und Technologie sowie an der der AG Ange-

legenheiten der Europäischen Union. Auch die ent-

sprechenden Ausschusssitzungen konnte Anna

Maria Unger mit verfolgen, ebenso wie Plenarde-

batten, z.B. zum Gesetz der Finanzmarktstabilisie-

rung. Durch ihre Mitarbeit im Büro bekam sie einen

Einblick in den Arbeitsalltag eines Abgeordneten

sowie für die Zuständigkeiten eines Bundespoliti-

kers.


